Deutscher Bundestag Drucksache 21/8140

21. Wahlperiode 22.09.2026

Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jan Krampe, Clara Blinger,
Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke
— Drucksache 21/7905 -

Aktueller Stand der Drohnenabwehr in Deutschland im Geschéaftsbereich der
Bundesregierung

Vorbemerkung der Fragesteller

Seit einem Vorfall am Flughafen Leipzig/Halle wird wieder verstérkt iiber die
Detektion und Abwehr von Drohnen debattiert. Am 4. August 2026 war auf
dem Flughafengeldnde in der unmittelbaren Ndhe zu Frachtmaschinen eines
ukrainischen Lufttransportunternehmens, das auch militdrische Giiter in die
Ukraine transportiert, eine Drohne gefunden worden. An der Drohne war ein
Sprengsatz befestigt, der wohl wegen eines technischen Defekts nicht explo-
diert war. AuBlerdem kollidierte mutmallich eine Drohne mit einem Fracht-
flugzeug in der Luft, ohne dabei grofleren Schaden anzurichten (tagesschau.de
vom 5. August 2026, ,,.Behdrden sprechen von ,sehr ernstem Sicherheitsvor-
fall‘,,). Der Rechercheverbund von WDR, NDR und ,,Siiddeutsche Zeitung*
berichtet auBerdem, es seien noch Hinweise auf eine dritte Drohne gefunden
worden (tagesschau.de vom 25. August 2026, ,,Ermittler finden weitere Droh-
ne und Sprengstoff). Der Generalbundesanwalt hat in dem Fall die Ermittlun-
gen wegen des Verdachts der Herbeifiihrung einer Sprengstoffexplosion und
geféhrlichem Eingriff in den Luftverkehr iibernommen. Aufgrund des verwen-
deten Sprengstoffs und der Professionalitit des Vorgehens gehen die Sicher-
heitsbehérden von einem staatlichen Akteur hinter dem Anschlag aus.

Das Problem der Spionage und Sabotage wird in der Bundesrepublik Deutsch-
land nach einer Reihe von Drohnensichtungen in den vergangenen Jahren dis-
kutiert. Politisch wurden verschiedene Maflnahmen ergriffen, zu denen im Ge-
schiftsbereich des Bundesministeriums des Innern der Aufbau eines ,,Gemein-
samen Drohnenabwehrzentrums® (GDAZ) von Bund und Léndern am 17. De-
zember 2025 gehort. Das GDAZ ist riumlich bei der Direktion 11 der Bundes-
polizei in Berlin angesiedelt, unter deren Dach die Spezialkrifte der Bundes-
polizei zusammengefasst sind. Dazu gehort auch eine eigene Drohnenabwehr-
einheit mit 150 Kréften, die bislang an vier Standorten in Deutschland ange-
siedelt sind. Der Bundesminister des Innern, Alexander Dobrindt, kiindigte
nach dem Vorfall in Leipzig an, diese Einheit auf 300 Krifte anwachsen zu
lassen und auf acht Standorte zu verteilen (dpa vom 10. August 2026, Drohne-
nabwehreinheit der Bundespolizei wird deutlich gréfer). Die Einheit solle KI-
gestiitzte Storsysteme und automatische Abfangdrohnen einsetzen.

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 22. September
2026 tibermittelt.

Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext.
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Ein Vorfall mit einer Drohne in der Nacht zum 11. August 2026 zeigte, dass
hier offenbar noch Verbesserungsbedarf besteht. Der NDR berichtet mit Ver-
weis auf einen Bericht des ,,Spiegel”, es sei der Bundespolizei nicht gelungen,
die Drohne aufzuspiiren, auch die Deutsche Flugsicherung habe sie nicht geor-
tet. Die niedersdchsische Innenministerin Daniela Behrens kritisierte laut dem
Bericht, dass fiir den Flughafen Hannover keine eigene Drohnenabwehr der
Bundespolizei vorgesehen sei, in Norddeutschland sei das lediglich fiir den
Flughafen Hamburg der Fall. (ndr.de vom 12. August 2026). In einer Stellung-
nahme des Zentralverbands der Deutschen Sechafenbetriebe (ZDS) wurde be-
tont, auch Sechéfen seien zunehmend im Fokus hybrider Bedrohungen. Sie
wiirden zwar selbst mithilfe entsprechender Sensorik Drohnen friihzeitig er-
kennen, seien aber nicht befugt, sie selbst abzuwehren. Neben den unter-
schiedlichen Zustandigkeiten von Bund und Landern ist damit noch ein weite-
res strukturelles Problem benannt: Seit den umfassenden Privatisierungen 6f-
fentlicher Infrastruktur in den Bereichen Transport, Logistik, Energie, Wasser
usw. in den 90er-Jahren werden kritische Infrastrukturen in Deutschland von
privaten Unternehmen betrieben, die zwar zum Schutz und zur Aufrechterhal-
tung dieser Infrastrukturen verpflichtet, aber in den Grenzen des staatlichen
Gewaltmonopols bei konkreten Gefahren selbst nur eingeschrankt handlungs-
fahig sind.

Vorbemerkung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat die Fahigkeiten zur Drohnendetektion und -abwehr
seit 2025 erheblich ausgebaut und in kurzer Zeit deutlich verstirkt. Im Mittel-
punkt stehen der Schutz von Verkehrsflughédfen und kritischen Infrastrukturen,
die Starkung der polizeilichen Féhigkeiten, die behdrdeniibergreifende Lagebe-
wertung sowie die Weiterentwicklung technischer und rechtlicher Moglichkei-
ten.

Der Schwerpunkt liegt auf dem Aufbau personeller und technischer Fahigkei-
ten, dem Schutz besonders gefdhrdeter Verkehrsflughdfen, der Verbesserung
der behordeniibergreifenden Lagebewertung sowie der Erprobung und Beschaf-
fung geeigneter Technologien.

Aufgrund der dynamischen technischen Entwicklung und der unterschiedlichen
Bedrohungsszenarien wird ein risikobasierter sowie technologieoffener Ansatz
verfolgt und fortlaufend angepasst. Erforderlich ist insofern das Zusammenwir-
ken unterschiedlicher Fahigkeiten.

Die Bundesregierung ist nach sorgféltiger Abwégung des parlamentarischen In-
formationsanspruches des Deutschen Bundestages mit dem Wohl des Bundes
(Staatswohl), das durch Bekanntwerden geheimhaltungsbediirftiger Informatio-
nen gefdhrdet werden konnte, der Auffassung, dass eine Bekanntgabe der er-
fragten Daten zu Detektion und Abwehr von Drohnen nicht erfolgen kann, da
diese ganz konkrete Riickschliisse auf Fahigkeiten wie verwendete Technik und
Umfang, technische Leistungsparameter, Standorte und Einsatzbereitschaft
und-taktiken der Sicherheitsbehérden der Bundesrepublik Deutschland zulas-
sen wiirden. Dadurch kénnte die Sicherheit von Schutzobjekten, Liegenschaf-
ten und Personen gefdhrdet sein. Gerade im Hinblick auf die Gefahren durch
Drohnen und die sich deutlich verschirfte hybride Bedrohungslage — wie z. B.
im Fall Leipzig — und einer damit einhergehenden Steigerung der Qualitdt und
Intensitdt hybrider Angriffe muss hier ein hohes Mal3 an die Schutzinteressen
der Bundesrepublik Deutschland gelegt werden. Eine Nennung der Hersteller-
firmen und der Produkte wiirde genaue Riickschliisse iiber deren Fahigkeiten
offenbaren und deren schutzbediirftige Interessen verletzen. Die erbetenen Aus-
kiinfte sind geheimhaltungsbediirftig, weil sie sicherheitsrelevante Angaben
enthalten, deren Bekanntwerden fiir die Interessen der Bundesrepublik
Deutschland nachteilig sein konnten.
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Eine Einstufung als Verschlusssache und Hinterlegung der angefragten Infor-
mationen in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages wiirde ihrer er-
heblichen Brisanz im Hinblick auf die Bedeutung fiir die Aufgabenerfiillung
und Funktionsfahigkeit der Sicherheitsbehdrden des Bundes nicht ausreichend
Rechnung tragen. Die Ausstattung der Sicherheitsbehdrden und Schutzobjekte
erfolgt risikobasiert. Auskiinfte {iber Hersteller und konkret in der Anwendung
befindliche Techniken lassen Riickschliisse auf diese risikobasierte Betrachtung
und auch auf die Leistungsfahigkeit gegebenenfalls damit auch auf die Grenzen
der Leistungsfahigkeit schlieBen. Zudem befindet sich der Bund in umfangrei-
chen BeschaffungsmaBnahmen. Kenntnisse zu aktuellen Ausstattungen und
Ausstattungsplanungen kénnten daher zudem die umfangreichen, teils dringli-
chen Vergaben gefdhrden. Aus dem Vorgesagten ergibt sich, dass die gesamt-
staatliche Aufgabe der Drohnenabwehr derart schutzbediirftige Geheimhal-
tungsinteressen beriihrt, dass das Staatswohl gegeniiber dem parlamentarischen
Informationsrecht iiberwiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht der
Abgeordneten gegeniiber dem Geheimhaltungsinteresse der Bundesregierung
und ihrer Partnernationen zuriickstehen, sodass auch eine VS-Einstufung der in
Rede stehenden Informationen hier nicht moglich ist.

1. Wie viele Dienstposten existieren derzeit bei der Bundespolizei, die mit
der Aufgabe der Drohnendetektion und Drohnenabwehr befasst sind, und

a) wie ist der derzeitige Stand bei der Besetzung der Dienstposten (Soll-
bzw. Ist-Stand, Personal im Zulauf, etc.),

b) auf welche Organisationseinheiten sind diese Dienstposten verteilt,

¢) wie sind diese Kréfte und insbesondere die Angehorigen der Drohne-
nabwehreinheit der Bundespolizeidirektion 11 rdumlich disloziert
(Standorte mit Soll- bzw. Ist-Besetzung)?

Die Drohnenabwehreinheit der Bundespolizei soll perspektivisch auf 300 Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamte aufwachsen. Dariiber hinaus plant man
insgesamt die Drohnenabwehrfihigkeit der Bundespolizei auch in der Fliche
zu stirken. Die Umsetzung erfolgt auf Grundlage einsatzfachlicher und organi-
satorischer Priifungen. Konkrete Angaben zu Standorten und Einsatzbereit-
schaften konnen nicht zur Verfiigung gestellt werden. Auf die Vorbemerkung
wird verwiesen.

2. Welche Behorden und Stellen sind derzeit in das Gemeinsame Drohne-
nabwehrzentrum (GDAZ) eingebunden, und wie viele Vertreter welcher
Behorden sind dauerhaft dorthin abgestellt?

Ist fiir alle diese Behorden eine 24/7-Erreichbarkeit im GDAZ bzw. Teil-
nahme an dessen Sitzungen gesichert?

Das GDAZ befindet sich im operativen Wirkbetrieb. Im GDAZ, als gemein-
sames Zentrum des Bundes und der Lander, sind neben den Polizeien der Lan-
der das Bundeskriminalamt (BKA), die Bundespolizei (BPOL), der Bundes-
nachrichtendienst (BND), das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg),
das Bundesamt fiir den militdrischen Abschirmdienst (BAMAD), das Bundes-
amt fir Verfassungsschutz (BfV) sowie die Zentrale Stelle fiir Informations-
technik im Sicherheitsbereich (ZITiS) vertreten. Art und Umfang der Beteili-
gung unterscheiden sich je nach Betroffenheit der Kooperationspartner.
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3. Uber welche Struktur und Ablauforganisation verfiigt das GDAZ?

Das GDAZ ist organisatorisch bei der Bundespolizeidirektion 11 angebunden.
Die grundlegende Struktur umfasst die Einsatzberatung, Lagedarstellung, For-
schung, Erprobung und Entwicklung sowie Forensik. Die Rahmenbedingungen
der Zusammenarbeit werden von Vertreterinnen und Vertretern des Bundes und
der Lander ausgearbeitet.

4. Auf welchem Wege flieen nachrichtendienstliche Erkenntnisse in die
Erstellung des Lagebildes oder ad hoc in die Arbeit des GDAZ ein?

Die Vertreterinnen und Vertreter aus Bund und Léndern tauschen sich im Rah-
men der jeweiligen gesetzlichen Vorgaben regelméBig im GDAZ zu den sicher-
heitsrelevanten Vorkommnissen aus und sammeln so Erkenntnisse fiir ein be-
hordeniibergreifendes Lagebild und die operative Zusammenarbeit im GDAZ.
Im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrags stellen die Nachrichtendienste des Bun-
des dem GDAZ hierfiir nachrichtendienstliche Erkenntnisse zur Verfiigung.

5. Wie genau sind die Tatigkeit des GDAZ und des Gemeinsamen Zen-
trums zur Abwehr hybrider Bedrohungen (GAZ-Hybrid) voneinander ab-
gegrenzt?

Im Gemeinsamen Drohnenabwehrzentrum (GDAZ) werden Informationen zu
Drohnenvorfillen zusammengefiihrt, Fachexpertise gebiindelt und gemeinsame
MaBnahmen zwischen den Kooperationspartnern (Bundes- und Landesbehor-
den) abgestimmt. Das Gemeinsame Zentrum zur Abwehr hybrider Bedrohun-
gen (GAZ Hybrid) dient als zentrale Austauschplattform der Bundes- und Lan-
desbehorden, um hybride Bedrohungen zu erkennen, zu antizipieren und abzu-
wehren. Es ist das zustdndige Zentrum, wenn es Hinweise auf eine Beteiligung
fremder Staaten gibt.

6. Uber welche mobilen und fest installierten Systeme verfiigen die Bun-
despolizei, das Bundeskriminalamt und die Bundeswehr zur Detektion
und zur Abwehr von Drohnen (bitte mit Produkt und Hersteller nennen)?

Die Sicherheitsbehorden verfiigen tiber unterschiedliche Fahigkeiten zur Detek-
tion, Identifikation und Abwehr unbemannter Luftfahrtsysteme. Konkrete An-
gaben zu Systemen, Herstellern, Stiickzahlen, Standorten, technischen Leis-
tungsparametern oder Einsatzbereitschaften werden nicht 6ffentlich gemacht.
Zur Begriindung wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

7. Welche MaBinahmen wurden ergriffen, um die Beschaffung von Technik
und Geridten im Bereich der Drohnendetektion und Drohnenabwehr zu
beschleunigen?

Die Bundesregierung hat die Beschaffung insbesondere durch zusétzliche
Haushaltsmittel, vergaberechtliche Erleichterungen sowie die Beschleunigung
laufender Beschaffungs- und Erprobungsverfahren vorangetrieben. Auch die
Moglichkeit einer Beschaffung von entsprechender Technik aus dem EU-For-
derprogramm Internal Security Fund (ISF) wird fortlaufend gepriift. Seit dem
1. Juli 2026 stehen zudem erweiterte vergaberechtliche Moglichkeiten fiir Si-
cherheitsbehorden zur Verfiigung. Beschaffung und Erprobung werden eng mit-
einander verzahnt. Aufgrund der komplexen Integration in bestehende Sicher-
heits-, Kommunikations- und IT-Strukturen ist vor einer Einfiihrung eine um-
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fassende Priifung der Vertrédglichkeit und Interoperabilitit erforderlich. Dies gilt
insbesondere fiir den Einsatz an Verkehrsflughéfen, an denen unterschiedliche
Systeme und betriebliche Abldufe zusammenwirken. Die Bundesregierung
nutzt hierfiir insbesondere die Erkenntnisse des Reallabors ,,Drohnenabwehr an
Verkehrsflughidfen sowie vorhandene Forschungs- und Erprobungskapazité-
ten. Ziel ist es, geeignete Systeme mdglichst frithzeitig zu erproben, Beschaf-
fungsentscheidungen vorzubereiten und anschlieBend ziigig in die Flache zu
bringen. Angesichts der dynamischen technologischen Entwicklung wird zu-
dem beriicksichtigt, dass Féhigkeiten zur Drohnendetektion und -abwehr konti-
nuierlich weiterentwickelt und ergidnzt werden miissen. Damit sind wesentliche
Voraussetzungen fiir eine beschleunigte Beschaffung geschaffen.

8. Welche Haushaltsmittel sind im Haushaltsentwurf der Bundesregierung
fiir 2027 im Geschéftsbereich des Bundesministeriums des Innern fiir die
Beschaffung von Drohnen bzw. Drohnenabwehrtechnik und fiir For-
schung und Entwicklung im Bereich Drohnen und Drohnenabwehr vor-
gesehen?

Im Regierungsentwurf zum Haushalt 2027 sind im Geschéftsbereich des Bun-
desministeriums des Innern zusitzliche Investivmittel i. H. v. 40 Mio. Euro im
Bereich Drohnenabwehr vorgesehen. Das parlamentarische Verfahren bleibt ab-
zuwarten. Eine abschlieBende Festlegung der Ausgabemittel erfolgt nach Be-
schluss des Haushaltsgesetzes.

9. Welche Forschungsprojekte zur Detektion und Abwehr von Drohnen
fiilhren welche Bundesministerien derzeit durch bzw. finanzieren diese,
und wer ist jeweils Auftragnehmer bzw. Projektpartner?

Im Rahmen der institutionellen Forderung des Deutschen Zentrums fiir Luft-
und Raumfahrt (DLR) durch das Bundesministerium fiir Forschung, Technolo-
gie und Raumfahrt (BMFTR), entwickelt das DLR Technologien und Anwen-
dung zur Detektion und Abwehr von Drohnen. Dariiber hinaus fordert die Bun-
desregierung die folgenden Vorhaben:

Vorhaben Fordergeber/ Laufzeit Fordervolumen
Trager
FUNKE - BMFTR/SPRIND [03/2026-05/2027 |bis zu
Anti-Drone 500.000 Euro
Response 2.0 je Team
ZANDER-F Cyberagentur 2026-2031 > 15 Mio. Euro
Technologie- BMI/DLR Laufend > 10 Mio. Euro
zentrum Drohnen- Investitionen
sicherheit
Reallabor Droh- |Bundesministe- |2024-2026 3 Mio. Euro
nenabwehr an rium fiir Verkehr
Verkehrsflughifen | (BMV)
SiUSpace BMV/mFUND 09/2023-08/2026 (2,88 Mio. Euro
ADAM BMV/mFUND 09/2023-08/2026 (4,43 Mio. Euro
AllgAir BMV/mFUND 10/2024-03/2026 (0,23 Mio. Euro
AMALEA BMFTR/ 10/2025-09/2028 |1,1 Mio. Euro
Forschung fiir die
zivile Sicherheit
SicherNetz BMFTR/ 04/2026-12/2029 |15 Mio. Euro
Forschung fiir die
zivile Sicherheit
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10. Wie viele Sichtungen von Drohnen sind der Bundesregierung in der N&-
he (40 km Umbkreis) von deutschen Flughdfen seit 2019 bekannt gewor-
den (bitte nach Jahren auflisten)?

Eine strukturierte Erfassung von Drohnensachverhalten, die einen Bezug zur
politisch motivierten Kriminalitdit (PMK) vermuten lassen, wird seitens des
Bundeskriminalamtes (BKA) erst seit Januar 2025 vorgenommen. Daher liegen
erst ab diesem Zeitpunkt entsprechende Daten vor. Die Bundesregierung ist be-
ziiglich der vom BKA erhobenen Zahlen nach sorgfiltiger Abwégung zur Auf-
fassung gelangt, dass die erbetenen Angaben nicht in offener Form erfolgen
konnen. Gegenstand der Frage sind solche Informationen, die in besonderem
MafBe das Staatswohl beriihren. Durch eine offene Beauskunftung wéren Riick-
schliisse auf die Methodik, den genauen Erkenntnisstand und die Bearbeitungs-
schwerpunkte des BKA moglich. Dies konnte die Funktionsfiahigkeit des BKA
nachhaltig beeintrichtigen und damit einen Nachteil fiir die Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland bedeuten. Deshalb ist die Information geméafB der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des Innern zum ma-
teriellen und organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (VS-Anweisung —
VSA) als ,,VS-Nur fiir den Dienstgebrauch** eingestuft und wird als nicht zur
Veroffentlichung in einer Bundestagsdrucksache bestimmte Anlage separat
iibermittelt.

11.  An welchen Flughidfen betreibt die Bundespolizei derzeit ein stationires
System zur Drohnendetektion und Drohnenabwehr?

Eine offentliche Auflistung einzelner Standorte und der dort vorhandenen Sys-
teme erfolgt aus Griinden des Schutzes der Sicherheitsarchitektur und der ope-
rativen Fahigkeiten nicht. Zur Begriindung wird auf die Vorbemerkung verwie-
sen.

12. In wie vielen Féllen ist es seit Inbetriebnahme der stationédren Einrichtun-
gen zur Drohnendetektion und Drohnenabwehr gelungen,

a) Drohnen tiber Flughédfen zu detektieren, die nicht durch die Systeme
der Deutschen Flugsicherung erkannt wurden,

b) den Uberflug von Drohnen an oder iiber Flughifen zu stéren, zu ver-
hindern oder zu beenden, und in wie vielen dieser Félle konnte die
Drohnen keinem Besitzer zugeordnet werden?

Eine bundesweite Statistik im Sinne der Fragestellung liegt nicht vor.

13.  An welchen Flughéfen sollen stationdre Systeme zur Drohnendetektion
und Drohnenabwehr zukiinftig durch die Bundespolizei betrieben wer-
den?

Es wird auf die Antwort zu Frage 11 verwiesen.

* Das Bundesministerium des Innern hat die Antwort als ,,VS-Nur fiir den Dienstgebrauch” eingestuft. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen
Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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14. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus den vom ZDS und anderen Verbanden von Betreibern kritischer
Infrastruktur erhobenen Forderungen, die Betreiber kritischer Infrastruk-
turen selbst zu Abwehrmafinahmen gegen Drohnen zu erméchtigen, und
wie konnte dies umgesetzt werden?

Die Bundesregierung priift derzeit, wie private Betreiber kritischer Infrastruktu-
ren und sicherheitsrelevanter Einrichtungen rechtssicher in die aktive Drohnen-
abwehr mit einbezogen werden konnen. Um der von Drohnen ausgehenden Ge-
fahr fiir einen wirksamen Schutz von schutzbediirftigen Einrichtungen und Un-
ternehmen unter Beachtung des staatlichen Gewaltmonopols zu begegnen, sind
komplexe rechtliche Fragen zu klédren, die sowohl Zusténdigkeiten des Bundes
als auch der Léander tangieren. Aktuell erfolgt hierzu eine ressortiibergreifende
Befassung sowie ein enger Austausch zwischen Bund und Landern.

15. Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Hinweis des ZDS, auf detektierte Drohnen nur die Behor-
den hinweisen, aber nicht selbst aktiv eingreifen zu konnen?

Auf die Antwort zu Frage 14 wird verwiesen.

16. Verfolgt die Bundesregierung weiterhin das Vorhaben, eine eigenstéindige
gesetzliche Regulierung des Sicherheitsgewerbes voranzutreiben, und ist
in diesem Rahmen daran gedacht, dem Sicherheitsgewerbe entsprechen-
de Tatigkeiten in der Drohnenabwehr zu erlauben oder an anderer Stelle
entsprechende Beleihungsmoglichkeiten zu schaffen?

Die Neuregelung des privaten Sicherheitsgewerbes in einem eigenstindigen
Gesetz (Sicherheitsgewerbegesetz) wurde wegen der zur Umsetzung nicht aus-
reichend zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel vorerst zuriickgestellt. Darti-
ber hinaus wird derzeit gepriift, inwiefern andere rechtliche Mdoglichkeiten fiir
Dritte, wie z. B. Beleihung, in Frage kommen konnten.

17. An welchen europdischen und internationalen Foren, Arbeitsgruppen,
Vernetzungen zum Thema Drohnen beteiligen sich Bundespolizei, Bun-
deskriminalamt und Bundesamt fiir Verfassungsschutz derzeit, und was
ist Ziel der jeweiligen Formate?

Die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und das Bundesamt fiir Verfas-
sungsschutz arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten mit europa-
ischen und internationalen Partnern zusammen. Ziel der internationalen Zusam-
menarbeit ist insbesondere der Austausch von Lage- und Facherkenntnissen,
die Entwicklung gemeinsamer Best Practices und Standards sowie die Verbes-
serung der Interoperabilitit und der Féhigkeiten zur Drohnendetektion und -ab-
wehr. Die EU-Kommission sieht hierzu insbesondere einen verstérkten Infor-
mationsaustausch, gemeinsame Ubungen und eine engere Zusammenarbeit der
zustandigen europdischen Agenturen vor. Eine vollstdndige Darstellung sdmtli-
cher internationaler Arbeitskontakte und Kooperationsformate ist aus Griinden
des Schutzes der internationalen Zusammenarbeit und operativer Belange nicht
moglich. Zur Begriindung wird auf die Vorbemerkung verwiesen.
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18. Hat die EU-Kommission nach Kenntnis der Bundesregierung im Rah-
men ihres ,,Aktionsplans zur Drohnen- und Drohnenabwehrsicherheit™
(KOM(2026)81 final) begonnen, eine zivil-militdrische Bestandsaufnah-
me der industriellen Kapazitdten zur Drohnenentwicklung und Aktions-
plans zur Drohnen und Drohnenabwehrsicherheit Drohnenproduktion
vorzunehmen, und was sind bislang die deutschen Beitrage zu dieser Be-
standsaufnahme?

Die Europidische Kommission hat angekiindigt, gemeinsam mit den Mitglied-
staaten eine zivil-militdrische Bestandsaufnahme der industriellen Kapazititen
im Bereich Drohnen und Drohnenabwehr einzuleiten. Ziel ist insbesondere die
Identifizierung technologischer und industrieller Prioritdten sowie bestehender
Kapazititen und Fihigkeitsliicken. Eine abgeschlossene Bestandsaufnahme
bzw. eine konkrete Veroffentlichung zu bereits erfolgten nationalen Beitrdgen
Deutschlands liegt derzeit 6ffentlich nicht vor. Die Bundesregierung wurde
iiber den Aktionsplan unterrichtet; der Bundesrat hat hierzu am 8. Mai 2026
Kenntnis genommen. Deutschland verfiigt mit bestehenden Forschungs-, Er-
probungs- und Industriekompetenzen im Bereich Drohnen und Drohnenab-
wehr, insbesondere dem Technologiezentrum Drohnensicherheit, bereits iiber
relevante nationale Strukturen. Diese konnen in die weitere Umsetzung des
EU-Aktionsplans einbezogen werden. Soweit die Europdische Kommission im
weiteren Verfahren konkrete Beitrdge der Mitgliedstaaten abfragt, wird
Deutschland seine entsprechenden nationalen Féhigkeiten und industriellen Ka-
pazitidten im Rahmen der bestehenden Zusténdigkeiten einbringen.

19. Existiert in der Bundesrepublik Deutschland ein Test- und Kompetenz-
zentrum fiir Drohnen, das zugleich zum Netzwerk der von der EU-Kom-
mission im Drohnen-Aktionsplan angestrebten multinationalen Test- und
Kompetenzzentren fiir Drohnen hinzugefiigt werden konnte, strebt die
Bundesregierung an, ein solches Zentrum zum Test von Drohnen unter
Realbedingungen einzurichten?

Mit dem Technologiezentrum Drohnensicherheit des DLR in Cochstedt verfiigt
Deutschland seit August 2026 iiber eine zentrale Einrichtung zur Forschung,
Entwicklung und Erprobung von Technologien zur Drohnensicherheit unter re-
alititsnahen Bedingungen. Das Zentrum verbindet wissenschaftliche For-
schung, technologische Entwicklung und die Anforderungen der Sicherheitsbe-
horden und konnte damit eine geeignete Grundlage fiir die deutsche Beteili-
gung an europdischen Test- und Kompetenznetzwerken darstellen.

20. Welche Nachbesserungsbedarfe sieht die Bundesregierung gegebenen-
falls bei Registrierungs- und Identifizierungsanforderungen fiir Drohnen
und den Drohnenbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland, und welche
Regulierungsmdglichkeiten bestehen hierfiir auf nationaler und EU-
Ebene?

Eine generelle Registrierungspflicht fiir Drohnen ab 100 Gramm (bislang
250 g) ist derzeit bei der EU-Kommission im Gespréch, jedoch noch nicht be-
schlossen. Die Bundesregierung wird eine entsprechende européische Regulie-
rung umsetzen.
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21. Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zur von der Kommission
(KOM(2026)81 final, S.13) angestrebten Foérderung von Dual-Use-
Technologien in der Drohnensensorik, und welche Konsequenzen hat die
gezielte Forderung von Dual-Use-Technologien fiir den Export der ent-
sprechenden Produkte in Staaten aulerhalb der EU bzw. NATO?

Dual-Use-Technologien haben fiir die Weiterentwicklung der Drohnensensorik
eine erhebliche Bedeutung. Dies betrifft insbesondere Sensorik, kiinstliche In-
telligenz, Kommunikation und Datenverarbeitung, die sowohl zivil als auch fiir
Sicherheits- und Verteidigungszwecke eingesetzt werden konnen. Auch auf
EU-Ebene wird die Bedeutung von Dual-Use-Innovationen und entsprechender
Technologien fiir die Drohnendetektion hervorgehoben.

22. Wie steht die Bundesregierung zur von der EU-Kommission
(KOM(2026)81 final, S. 13) angestrebten Nutzung von 5G-Telekommu-
nikationsnetzen zur Erkennung von Drohnen, und wie schitzt die Bun-
desregierung dadurch entstehende Risiken fiir die 5G-Telekommunikati-
onsnetze ein?

Der Schwerpunkt liegt auf der Uberwindung der derzeitigen technischen Frag-
mentierung isolierter Losungen hin zu einem ganzheitlichen Ansatz. Insbeson-
dere Kl-gestiitzte und 5G-basierte Drohnenerkennungssysteme kénnen das La-
gebewusstsein und die 6ffentliche Sicherheit verbessern. Eine Herausforderung
besteht darin, die Koexistenz der zivilen und militirischen Frequenznutzung
sicherzustellen. Angesichts der steigenden Nachfrage nach ziviler Nutzung, ins-
besondere durch 5G und ISAC (Integrated Sensing and Communication), miis-
sen Interferenzen mit kritischen militdrischen Systemen vermieden werden. Die
Wahrung der militdrischen Frequenzsouverénitit erfordert daher eine proaktive
Planung, eine konsequente Durchsetzung nationaler Frequenzrechte sowie die
Entwicklung robuster, storungsresistenter Systeme mit angemessenen Schutz-
mechanismen. Die Bundesregierung unterstiitzt grundsitzlich die technolo-
gieoffene Weiterentwicklung der Drohnendetektion. Eine alleinige Detektion
iiber Mobilfunknetze ist jedoch nicht ausreichend. Sie kann insbesondere nicht
alle Drohnen erfassen und soll daher nach dem Ansatz der Kommission durch
weitere Sensorverfahren, insbesondere Multi-Sensorik und perspektivisch
ISAC, erginzt werden. Die praktische Leistungsfahigkeit entsprechender Ver-
fahren befindet sich teilweise noch in der Erprobungs- und Entwicklungsphase.
Bei einer Nutzung bestehender 5G-Netze fiir Sicherheits- und Detektionszwe-
cke sind insbesondere Cybersicherheit, Vertrauenswiirdigkeit der Hersteller der
eingesetzten Komponenten, Datenschutz, Funk- und Netzvertraglichkeit, Ver-
fiigbarkeit und Resilienz sowie die Trennung kritischer Sicherheitsfunktionen
vom reguldren Netzbetrieb zu beriicksichtigen. Die Bundesregierung begriifit
daher die weitere Erprobung und Bewertung entsprechender Technologien.
Voraussetzung fiir einen operativen Einsatz ist, dass die Verfahren nachweislich
einen sicherheitsrelevanten Mehrwert bieten, die Integritdt und Verfiigbarkeit
der Mobilfunknetze nicht beeintrachtigen und sich sicher in bestehende Detek-
tions- und Lagebildsysteme integrieren lassen.

23. Wird sich die Bundesregierung grundsitzlich an einer gemeinsamen Be-
schaffung im Bereich Drohnenabwehr in der EU beteiligen, und wann ja,
gibt es hierfiir Voriiberlegungen fiir Bedingungen, die fiir eine Beteili-
gung an einer solchen freiwilligen gemeinsamen Beschaffung gestellt
werden, und welche sind dies?

Deutschland unterstiitzt grundsétzlich eine stirkere europdische Zusammen-
arbeit bei der Entwicklung, Erprobung und Beschaffung von Drohnen- und
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Drohnenabwehrfahigkeiten. Eine deutsche Beteiligung kommt insbesondere
dann in Betracht, wenn hierdurch ein konkreter Fahigkeitsmehrwert, eine ver-
besserte Interoperabilitit, Skaleneffekte und eine Stirkung der europidischen
technologischen und industriellen Basis erreicht werden. Voraussetzung ist zu-
gleich, dass die gemeinsam beschaffte Losung den nationalen operativen, tech-
nischen, rechtlichen und sicherheitsbezogenen Anforderungen entspricht und
sich in die bestehenden nationalen Strukturen integrieren lédsst. Insbesondere
bei komplexen Counter-UAS-Systemen sind die Anforderungen an Systemin-
tegration, Interoperabilitit, Erprobung und Weiterentwicklung zu beriicksichti-
gen. Eine Teilnahme an einer europdischen gemeinsamen Beschaffung wird da-
her fallbezogen anhand des konkreten Vorhabens, der zu erreichenden Fahig-
keiten und der Beschaffungsbedingungen zu priifen sein. Eine generelle Ver-
pflichtung zur Teilnahme an europdischen Gemeinschaftsbeschaffungen besteht
nicht.



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jan Krampe, Clara Bünger, Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke – Drucksache 21/7905 –
	Aktueller Stand der Drohnenabwehr in Deutschland im Geschäftsbereich der Bundesregierung
	Vorbemerkung der Fragesteller
	Vorbemerkung der Bundesregierung



